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10 Fazit der Umsetzungen und Debatten 
In Teil II wurden verschiedene Perspektiven eingenommen und dadurch wurden 
diverse Zusammenhänge ersichtlich. Das nachfolgende Resümieren dieses Teils 
erlaubt es, einen Überblick zu gewinnen, Schlüsse zu ziehen und schließlich die 
Forschungsfragen für den folgenden Modellierungsteil zu präzisieren. 

Verschiedene Trends wurden konstatiert. Vor dem Hintergrund der vo-
ranschreitenden Klimaveränderungen, aber auch den sich verschärfenden Pro-
testen und der zunehmenden Sensibilität für dieses Thema, scheint ein Fenster 
für klimapolitische Reformen geöffnet zu sein. Das anwachsende Umweltbe-
wusstsein in Deutschland könnte ein guter Ausgangspunkt sein, sich den ab-
zeichnenden ökologischen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts auf politi-
scher Ebene angemessen zu stellen. 

Die Digitalisierung und Technologisierung induzieren weitreichende 
strukturelle Veränderungen und erhöhen in diesem Zuge auch den Druck auf 
die Arbeitsmärkte. Durch diese Veränderungen werden Reformen attraktiver, 
die Beschäftigungseffekte mit in den Blick nehmen. Für übergreifende Poli-
tikmaßnahmen, wie die ÖSR, könnte es dadurch wahrscheinlicher werden, in 
der Debatte Resonanz zu finden. 

Hinzu kommt der demografische Wandel. Dieser verändert die Situation 
auf den Arbeitsmärkten und könnte die Finanzierungsprobleme der Alterssi-
cherungssysteme und des Sozialstaats insgesamt weiter verschärfen. Die Frage, 
wie Rentenversicherungsbeiträge in ausreichendem Ausmaß für die Absiche-
rung zukünftiger Generationen gesichert werden können, stellt sich verstärkt. 
Die ÖSR könnte daher auch als ergänzende Finanzierungsquelle der Alterssi-
cherung an Attraktivität gewinnen. 

Schließlich ist der Trend der abnehmenden BIP-Wachstumsraten der 
letzten Jahrzehnte bemerkenswert. Die Auseinandersetzung mit der Frage, wie 
eine Volkswirtschaft mit niedrigem, keinem oder negativem BIP-Wachstum 
umgehen kann, erscheint früher oder später unausweichlich. Auch hier könn-
ten übergreifende Konzepte mit positiven Effekten auf die Beschäftigung stär-
ker nachgefragt werden. Damit sprechen mehrere wesentliche Trends der 
2020er Jahre dafür, dass sich das Konzept der ÖSR gerade für das aktuelle Jahr-
zehnt besonders eignen könnte. 

Aus der Literaturübersicht kristallisieren sich mehrere Aspekte der For-
schungsfragen klarer heraus. So ist festzuhalten, dass weiterer Forschungsbedarf 
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für die Wirkungen weitreichender Reformen besteht. Vergangene Forschungsar-
beiten visierten tendenziell geringe Preise für THG-Emissionen an. Auch die 
Umsetzung in Deutschland durch die Reform von 1999 weist ein geringes Aus-
maß auf. Die jüngste Klimaforschung legt dagegen das Erfordernis deutlich hö-
herer Preise nahe. Eine der Zeit angepasste modellbasierte Beschäftigung mit 
dem Thema der ÖSR erscheint allein aus diesem Grund lohnend. 

Die fiskalische Potenzialabschätzung zeigt, dass selbst bei einer Beprei-
sung von 200 und 400 EUR/t CO2e die erforderlichen Finanzströme auf der Ent-
lastungsseite vorhanden sind. Das Volumen der Rentenversicherungsbeiträge al-
lein wäre bei 200 EUR/t CO2e ausreichend. Der Faktor Arbeit ist momentan deut-
lich am meisten belastet, Umweltsteuern haben dagegen gerade in Deutschland 
ein vergleichsweise geringes Ausmaß (Bär et al., 2022). Am fiskalischen Potenzial 
für eine weitreichende Reform fehlt es insofern nicht. 

Im Sinne der Internalisierung von externen Effekten ist die Besteuerung 
von allen Treibhausgasen gemessen an ihren THG-Wirkungen sinnvoll. 
Frühere Reformen, wie bspw. die Reform von 1999 in Deutschland, verfolgten 
nicht diesen Ansatz, der für zukünftige Reformen aber angebracht ist und heute 
Common Sense darstellt. Konsequenterweise berücksichtigt das Steuerregime 
im Idealzustand nicht nur CO2, sondern alle Treibhausgase gleichermaßen in 
Bezug auf ihre THG-Wirkung.104 Schließlich sind möglichst alle Sektoren 
gleichermaßen einzubeziehen, um die Vermeidung der THG-Emissionen dort 
anzustoßen, wo sie ökonomisch am günstigsten sind. 

Methodologisch ist darauf zu achten, dass geeignete Modellierungsarten 
angewendet werden. Die Bewertung der Reformen darf nicht einseitig, anhand 
von einzelnen Parametern vorgenommen werden, sondern ein differenzierter 
Bewertungsansatz ist vorzuziehen. Dass BIP-Wachstum unreflektiert positiv be-
wertet wird, ist ein Manko der meisten Modellierungen. Bei den Modellszenarien 
ist folglich darauf zu achten, dass dem BIP möglichst weitere Kenngrößen zur 
Seite gestellt werden, die eine umfänglichere Bewertung der Maßnahmen erlau-
ben. Unterschiedliche Modellierungsarten sind für die verschiedenen Teilfragen 
heranzuziehen. Die bisherige Forschung weist eine starke Häufung gleichge-
wichts- und optimierungsbasierter Ansätze auf. 

Die normativen Hintergründe der Wohlfahrtsökonomik als Grundlage 
vieler Modellierungen wurden aufgezeigt und es wurde eruiert, inwieweit die 

 

104  Begrifflich ist folglich von THG-Steuern, nicht von CO2-Steuern zu sprechen. 
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Theorie der optimalen Besteuerung methodologische Grundlage für die Bear-
beitung des Themas der ÖSR sein sollte. Beim heutigen Stand der nationalstaat-
lichen Verpflichtungen zu Klimazielen erscheint es sinnvoller, die vorhande-
nen, normativen Vorgaben der Politik als gegeben zu nehmen und darauf auf-
zubauen. Die Abkehr oder zumindest die Ergänzung von wohlfahrtsökonomi-
scher Effizienz als Bewertungsmaßstab könnte sich als lohnend erweisen. Indi-
katorenbasierte Bewertungssysteme könnten bspw. an ihre Stelle treten, da sie 
enger mit realpolitischen Größen korrespondieren und somit transparentere 
Politikberatung ermöglichen. 

Die Rekonstruktion der deutschen politischen Debatte vor, während und 
nach der Einführung der ÖSR von 1999 in Deutschland hat politische Mechanis-
men offenbart und die Komplexität aufgezeigt, die mit der Umsetzung bereichs-
übergreifender Maßnahmen einhergeht. Um sich letztlich durchsetzen zu kön-
nen, muss eine ÖSR infolgedessen mehrere Kritikpunkte von Beginn an berück-
sichtigen. Das Beispiel British Columbia (Kanada) zeigt, dass für den Erfolg einer 
ÖSR viele Bedingungen erfüllt sein müssen. Diese Konditionen geben auch wei-
tere Hinweise auf die beschriebenen Schwierigkeiten der Umsetzung in Deutsch-
land. Das heutige Pan-Canadian Framework zur Bepreisung von THG-Emissio-
nen zeigt auch, dass föderale Reformen wie in der Provinz British Columbia ei-
nen Anstoß für das ganze Land geben können. 

Politisch viel diskutiert, etwa in Deutschland während der Reform von 
1999, sind außerdem die sozialen Auswirkungen und Verschiebungen, darunter 
insbesondere fiskalische Verteilungswirkungen auf der Einkommen- und der 
Ausgabenseite. Bemerkenswert ist, dass die Forschung zu Verteilungseffekten 
gemischt ausfällt – teilweise werden regressive, teilweise progressive Auswir-
kungen beschrieben (Beck et al., 2015). Dennoch ist zu konstatieren, dass diese 
Überlegungen in der heutigen anwendungsorientierten Wirtschaftsforschung 
verankert sind. Aus diesem Grund wird von einer zusätzlichen Beschäftigung im 
Rahmen dieser Arbeit abgesehen. Doch auch wenn Veränderungen der Einkom-
mensgruppen nicht im Detail in den Blick genommen werden, bleibt das Beschäf-
tigungsniveau eine zentrale Größe. Durch eine ÖSR kann sowohl die Arbeits-
nachfrage als auch das Arbeitsangebot beeinflusst werden. Beispielsweise kön-
nen höhere Löhne dazu führen, dass mehr Freizeit gewählt wird (vgl. Karydas & 
Zhang, 2019). Nachfrage- und Angebotsveränderungen können Ausgangspunkt 
eines langfristig eher positiven sowie eher negativen Wandels sein und sind zu 
berücksichtigen. 
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Die ökonomischen Auswirkungen einer ÖSR sind von zentraler Bedeu-
tung für die vorliegende Arbeit. Es stellt sich die Frage, welche Auswirkungen, 
auch durch hohe Preise für THG-Emissionen zu erwarten wären. Die Größen-
ordnungen der sektoralen Be- und Entlastungen spielen für die Preisentwicklun-
gen und damit die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Sektoren eine große 
Rolle. Mit einer Verschiebung THG-intensiver Produktion in andere Länder wäre 
weder dem Klima noch dem Nationalstaat geholfen. Dieses Problem des Carbon 
Leakage gilt es dementsprechend so gering wie möglich zu halten. 

Grenzausgleichsmechanismen werden gerade bei hohen THG-Steuern zu 
einem ernstzunehmenden Instrument. Diese Möglichkeit gilt es daher mitzuden-
ken und es ist ggf. zu prüfen, in welchen Sektoren sie notwendig und realistisch 
erscheint. Beispielsweise in den womöglich stark betroffenen Sektoren der 
Grundstoffe könnten Grenzausgleichsmechanismen eine gute Option sein (unter 
anderem Stahl, Zement, Düngemittel, vgl. CBAM). 

Die Praxis zeigt, dass der Versuchung, Ausnahmeregelungen für im inter-
nationalen Wettbewerb stehenden Unternehmen zu erlassen, immer wieder nach-
gegeben wird. Hier scheint ein grundsätzliches Problem zu existieren, bei dem 
auch Faktoren wie bspw. Lobbyismus eine Rolle spielen könnte. Daher ist zu prü-
fen, wie groß die Effekte auf die inländischen Sektoren, den außenwirtschaftlichen 
Handel und damit auch auf die denkbaren Wettbewerbsnachteile sein können. 

Eine Grobabschätzung für die kurzfristigen Effekte ist von großem Inte-
resse. Zur Beantwortung dieser Fragen dient Kapitel 11, in welchem mithilfe 
eines Input-Output-Modells die sektoralen Verschiebungen durch die Reform 
zum Untersuchungsgegenstand werden. 

Im jüngeren Literaturstrang wird darauf hingewiesen, dass es auf die lange 
Frist ankommt und kleine Veränderungen – bspw. bei der Beschäftigung oder 
der Forschung und Entwicklung – langfristig große Folgen haben können (vgl. 
Bretschger & Smulders, 2012; Kruse-Andersen, 2016; Karydas & Zhang, 2019). 
Doch die Einschätzungen der ökonomischen Resultate einer ÖSR sind ambiva-
lent und es besteht weiterer Forschungsbedarf (vgl. Maxim & Zander, 2019).  

Langfristige Effekte sind abhängig von den Entwicklungen im Bereich 
der Forschung und Entwicklung. Eine Reform zieht mit großer Wahrschein-
lichkeit veränderte Forschungsanreize nach sich und ist auf diese Weise in der 
langen Frist nicht neutral. Damit stellen sich die Fragen, auf welche Art, in 
welche Richtung und in welchem Ausmaß sich die Forschungsaktivitäten ent-
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wickeln. Welche Investitionen werden durch eine ÖSR attraktiver, welche wer-
den weniger rentabel? Und was lösen diese Aspekte für die Ökonomie insge-
samt aus, etwa für das Beschäftigungsniveau oder das BIP? Vor dem Hinter-
grund dieser Überlegungen sind die veränderten Anreize für die Forschung und 
Entwicklung in den Blick zu nehmen. Um die Dynamiken von Unternehmen 
im Wettbewerb durch veränderte Anreize zu simulieren, wird in Kapitel 12 ein 
agentenbasiertes Modell herangezogen. 

Abschließend ist festzuhalten, dass die parallele Umsetzung verschiedener 
Konzepte möglich und sinnvoll sein kann. Das gilt für die Einnahmenseite (wer 
wird wie belastet?) genauso wie für die Ausgabenseite (wofür werden die Ein-
nahmen verwendet?). Trotz alledem sollte die Lösung aller angesprochenen 
Probleme nicht von der Bepreisung von Treibhausgasen allein erwartet werden. 
Andere begleitende Maßnahmen sollten trotz der Fokussierung der vorliegenden 
Arbeit weiterverfolgt werden.  




